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- Finanz-, Wirtschafts- und Sozialausschuss - 
- 18. Wahlperiode - 
 
 
 
An die 
Mitglieder des Finanz-, Wirtschafts- und 
Sozialausschusses 

 Nachrichtlich 
an alle Kreistagsabgeordneten 
mit der Bitte um Kenntnisnahme 

 
 
 

Protokol l  
 
 
über die 11. Sitzung des Finanz-, Wirtschafts- und Sozialausschusses am 09.11.2023 

 
 

Anwesend: 
Herr Heiko Bertelt   
Herr Matthias Elberfeld  (Vertretung für Herrn Josef Kruse) 
Herr Martin Fischer   
Herr Walter Goda   
Frau Simone Göhner   
Herr Thomas Hoping   
Herr Ulrich Kettler   
Herr Josef Kläne  (Vertretung für Herrn Frilling) 
Herr Martin Meyer   
Herr Hubert Pille  (Vertretung für Herrn gr. Schlarmann) 
Herr Dieter Rohnstock   
Herr Helmut Steinkamp   
Herr Peter Willenborg   
Herr Matthias Windhaus   
Herr Holger Ziefus   
 

Entschuldigt: 
Herr Thomas Frilling  entschuldigt 
Herr Thomas gr. Schlarmann  entschuldigt 
Herr Josef Kruse  entschuldigt 
Frau Wiebke Litschke  entschuldigt 
Herr Walter Sieveke  entschuldigt 
 

Hinzugezogen: 
Herr Tobias Gerdesmeyer (Landrat)  
Herr Hartmut Heinen (Erster Kreisrat)  
Herr Holger Böckenstette (Kreisrat)  
Herr Martin Kramer (Protokollführung)  
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Sodann wird folgende Tagesordnung behandelt: 
 
1. Eröffnung der Sitzung 
  
2. Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung und Beschlussfähigkeit 
  
3. Feststellung der Tagesordnung 
  
4. Genehmigung der Niederschrift über die 10. Sitzung des Finanz-, Wirtschafts- und Sozi-

alausschusses am 28.09.2023 
  
5. Mitteilungen des Landrats 
  
6. Antrag der SPD-Fraktion gem. § 56 NKomVG; Berichterstattung EWE (685/2023/1) 
  
7. Haushalt 2024 - Eckdaten (703/2023) 
  
 
 
 

- - - - - -  
 

I. Öffentlicher Teil 

 
 1. Eröffnung der Sitzung  

  

 Stellvertretende Ausschussvorsitzende Simone Göhner eröffnet die Sitzung um 
17:00 Uhr und begrüßt die Anwesenden. 

  
  
 2. Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung und Beschlussfähigkeit  

  

 Stellvertretende Ausschussvorsitzende Simone Göhner stellt fest, dass die Ladung 
ordnungsgemäß und fristgerecht und die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 

  
  
 3. Feststellung der Tagesordnung  

  

 Stellvertretende Ausschussvorsitzende Simone Göhner schlägt vor, dass TOP 7 
vorgezogen wird. 
 
Sodann beschließt der Ausschuss einstimmig: 
 

 Die Tagesordnung wird einstimmig festgestellt. 
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 4. Genehmigung der Niederschrift über die 10. Sitzung des Finanz-, Wirtschafts- 

und Sozialausschusses am 28.09.2023  

  

 Die Niederschrift über die 10. Sitzung des Finanz-, Wirtschafts- und Sozialaus-
schusses am 28.09.2023 wird einstimmig mit drei Enthaltungen festgestellt. 

  
  
 5. Mitteilungen des Landrats  

  

  
 

  
  
 6. Antrag der SPD-Fraktion gem. § 56 NKomVG; Berichterstattung EWE 

(685/2023/1)  

  

 Nachdem Stellvertretende Ausschussvorsitzende Simone Göhner Dr. Christian 
Friege (Vorstand Markt) und Herbert Winkel (Verbandsgeschäftsführer) von der 
EWE begrüßt, erläutert KTA Matthias Windhaus den Antrag. Seit Mitte August 2023 
häufen sich die Beschwerden und auch die Presse habe mehrfach darauf hingewie-
sen. Der EWE komme als Grundversorger in der Region eine hohe Bedeutung zu, 
zumal der Landkreis Anteile am Unternehmen hält. Sowohl für private Haushalte als 
auch für die Wirtschaft sei eine verlässliche Versorgung mit funktionierendem Kun-
dendienst unerlässlich. Eine Vielzahl von Arbeitsplätzen, rund 20.000 in der Region 
hänge vom Energieversorger ab.  
 
Landrat Tobias Gerdesmeyer bedankt sich für die Bereitschaft, dass die Vertreter 
der EWE zu dem komplexen Thema im Ausschuss selber vortragen. Auch er werde 
auf die Problemlage bei der EWE bei unterschiedlichen Anlässen angesprochen. In 
den Gremien der EWE, in denen Vertreter des Landkreises entsandt worden sind, 
werde die Problemlage offen kommuniziert. 
 
Dr. Christian Friege stellt sich kurz vor und bedankt sich für die Gelegenheit, sich zu 
den Presseartikeln und Beschwerden aus dem Sommer 2023 äußern zu können. 
Ausführlich geht er darauf ein, welche Ursachen für verspätete Energieabrechnun-
gen und Rückzahlungen und Mängel bei der Erreichbarkeit für Privatkunden und 
gewerbliche Kunden und Partnerunternehmen vorgelegen haben. Die EWE habe 
das 20 Jahre alte Abrechnungsverfahren durch ein neues EDV-Verfahren ersetzt. 
Die Migration sei nicht ohne Mängel erfolgt, so dass über eine längere Zeit parallel 
das alte Verfahren weiterbetrieben werden musste. Als Folge des Krieges in der 
Ukraine seit 24.02.2022 habe die EWE über 200.000 neue Kunden in die Grundver-
sorgung aufnehmen müssen, die zuvor bei anderen Anbietern Kunde waren. Den-
noch habe die EWE die Versorgung mit Strom und Gas sicherstellen können. Die 
Bundesregierung habe den Energieversorgern die Abwicklung der Energiepreis-
bremsen auferlegt und dabei erst sehr kurzfristig die Regelungen im Detail festge-
legt. Bereits eingegebene Abrechnungsläufe habe die EWE noch im Dezember 
2022 komplett neu auflegen müssen, um die Vorgaben zu berücksichtigen. Die Um-
stellung des Umsatzsteuersatzes für Gas von 19 auf 7 Prozent bringe einen erhebli-
chen Aufwand in der Abrechnungsprogrammierung mit sich. Wenn wieder erst kurz-
fristig über eine Verlängerung über den März 2024 hinaus beschlossen werde, be-
deute das wiederum einen großen Abrechnungsaufwand, der rasch abzuarbeiten 
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sei. 
 
Die Belange des Kundendienstes gehören regelmäßig zu den Themen der Vor-
standstätigkeit. Es sei eine Vielzahl von neuen Mitarbeitern bei der EWE und den 
Dienstleistern eingestellt worden. Die Kundenumfragen im Internet weisen ganz 
unterschiedliche Bewertungen aus und seien kritisch zu hinterfragen. Mit den soge-
nannten Entschuldigungszahlungen habe man auf verspätete Rückzahlungen rea-
giert. Die EWE ermögliche für viele Bestandskunden flexible Ratenplanmodelle. Es 
werde noch einige Zeit dauern, bis das neue Abrechnungssystem reibungslos läuft. 
 
Dr. Christian Friege bittet um Verständnis und Vertrauen in die Arbeit der EWE. 
 
KTA Dieter Rohnstock verweist auf seine 40 jährige Tätigkeit als Elektromeister und 
berichtet über Probleme bei Neuanschlüssen, Zählerummeldungen und Abrechnun-
gen. Die Verschlechterungen aus Sicht des Kunden und Installateurs beobachte er 
seit einigen Jahren. 
 
Für KTA Matthias Windhaus steht die Frage im Vordergrund, welche Strategien die 
EWE für die Zukunft aufstellt, um Bestandskunden zu halten und neue Kunden zu 
gewinnen. 
 
KTA Walter Goda lobt einen zügig hergestellten neuen Glasfaseranschluss durch 
die EWE. 
 
Dr. Christian Friege erläutert, dass die EWE sich auf allen Geschäftsfeldern auf die 
neuen Anforderungen entsprechend ausrichten wird (Glasfaser, erneuerbare Ener-
gien, Ausbau Stromnetze, Ausbau Ladeinfrastruktur, Energieversorgungssicher-
heit). Für Privatkunden sollen flexible Tarife für Strom und Gas angeboten werden 
mit einer verbesserten Vertriebsstruktur. Im Preiswettbewerb wird sich die EWE 
nicht an den allergünstigsten Anbieter orientieren können. 
 
KTA Hubert Pille berichtet von einem Elektroinstallateur, bei dem die Online-
Anmeldung eines Netzanschlusses in mehreren Fällen nicht funktioniert.  
 
Landrat Tobias Gerdesmeyer hebt hervor, dass die Energieversorgung zur Da-
seinsvorsorge gehört. Es liege im besonderen Interesse des Landkreises, dass den 
Kunden aus den angehörigen Kommunen eine faire und wettbewerbsfähige Ener-
gieversorgung geboten werde. 
 
Dr. Christian Friege beendet seinen Vortrag mit einem Hinweis, dass die Mitarbei-
terschaft der EWE trotz schlechter äußerer Rahmenbedingungen hohe Einsatzbe-
reitschaft und Motivation mitbringen. Aufgetretene Fehler sollen seitens der EWE 
abgestellt und Vertrauen wieder aufgebaut werden.  
 
KTA Matthias Windhaus weist darauf hin, dass auch für die große Gruppe der EWE-
Bestandskunden geeignete Kommunikationsstrukturen bereitgestellt werden müs-
sen.  
 
Stellvertretende Ausschussvorsitzende Simone Göhner bedankt sich für den Vor-
trag und verabschiedet Dr. Christian Friege und Herbert Winkel. 
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 7. Haushalt 2024 - Eckdaten (703/2023)  

  

 Landrat Tobias Gerdesmeyer führt kurz in das Thema Haushalt 2024 ein und über-
gibt das Wort an Kreisrat Holger Böckenstette. 
 
Kreisrat Holger Böckenstette greift die einzelnen Beträge der Eckdaten 2024 auf 
und erläutert, die Erträge mit 308 Mio. EUR und Aufwendungen mit 314 Mio. EUR 
ergeben einen Fehlbetrag von 5,6 Mio. EUR bei einer Kreisumlage von 38 Prozent. 
Das Jahr 2022 schließe mit einem Überschuss von 445 TEUR ab, der bei wie er-
wartet hohen Ausgaben auf zusätzliche Finanzausgleichsleistungen des Landes 
durch den Nachtragshaushaltsplan des Landes im November 2022 zurück zu führen 
sei.  
 
Für 2023 werde mit einem Fehlbetrag von 5 Mio. EUR zu rechnen sein. Der geplan-
te Fehlbetrag von 16,5 Mio. EUR werde abgewendet aufgrund von geringer gestie-
genen Energiekosten, verschiedenen Sonderleistungen des Landes zur Bewälti-
gung des Fluchtgeschehens und Finanzausgleichsleistungen. Eine teilweise Weiter-
leitung der Sonderleistungen werde zwischen den Städten und Gemeinden und 
dem Landkreis beraten. 
 
Der Bestand der liquiden Mittel von 6,8 Mio. EUR zu Beginn des Jahres schließe 
eine ausstehende Kreditaufnahme von 7,5 Mio. EUR im November 2023 mit ein. 
Den Großteil des Sondervermögens stelle die Kreisschulbaukasse mit 10 Mio. EUR 
dar. Für das Sondervermögen gebe es keine Barmittel mehr. Aus den Haushaltsres-
ten ergebe sich eine zusätzliche Belastung von 35 Mio. EUR. Die verringerten 
Haushaltsreste für Investitionen zeigen auf, dass die angelaufenen Großprojekte, 
z.B. Neubau Feuerwehrtechnische Zentrale verstärkt auszahlungswirksam werden. 
 
Insgesamt liegen die Einzahlungen mit 5 Mio. EUR unter den Auszahlungen. Für 
den Bereich der laufenden Verwaltungstätigkeit ergeben sich 304 Mio. EUR Einzah-
lungen und 300 Mio. EUR Auszahlungen. Das Saldo von 5 Mio. EUR ist für die Til-
gung zu verwenden (3,1 Mio. EUR) und zur Deckung der Investitionstätigkeit. Die 
Investitionstätigkeit werde mit 9,6 Mio. EUR Einzahlungen und 52,5 Mio. EUR Aus-
zahlungen geplant. Zur Deckung seien 36 Mio. EUR Kredite aufzunehmen. 
 
Die Finanzausgleichsleistungen des Landes belaufen sich auf 45,6 Mio. EUR. Diese 
seien bereits 2023 deutlich höher ausgefallen als geplant und verbesserten das 
Ergebnis 2023. 
 
Bei einem Hebesatz von 38 Prozent sei eine Kreisumlage von 97,7 Mio. EUR zu 
erwarten. 
 
Die Ausschüttung der EWE werde mit 4,6 Mio. EUR veranschlagt. Für 2023 rechne 
die Verwaltung mit einer zusätzlichen Sonderausschüttung von 1,3 Mio. EUR. 
 
Die Kreditschulden werden sich am Jahresende 2023 auf 50,9 Mio. EUR belaufen 
und können bis Jahresende 2024 auf 83,7 Mio. EUR ansteigen. Hinzu kommen 40 
Mio. EUR Kreditschulden für den Breitbandausbau, die hier nicht abzubilden seien. 
Noch nicht in Anspruch genommen worden seien Kreditermächtigungen aus 2022 
mit 13,7 Mio. EUR und aus 2023 mit 34,5 Mio. EUR. 
 
Beim Personal steigen die Gesamtkosten von 47,5 Mio. EUR auf 50,2 Mio. EUR. 
Die Kostensteigerung sei zurück zu führen auf neue Stellen und eine deutliche Stei-
gerung der Tariflöhne. Für die Besoldung werde ein Betrag von 300 TEUR aufge-
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schlagen. Von den 18 neuen Stellen seien acht bereits dieses Jahr besetzt worden. 
Der Stellenzuwachs sei auf nicht abweisbare Bedarfe zurückzuführen für die IT-
Administration für eine höhere Datensicherheit, für den Katastrophenschutz, für die 
Einbürgerung, für das Wohngeld, für die Vormundschaften, für die Eingliederungs-
hilfe und für den sozialpsychiatrischen Dienst. 
 
Die Bewirtschaftungskosten seien gefallen aufgrund geringerer Energiekosten ge-
genüber der Planung aus 2023. 
 
Auf Ebene der einzelnen Teilhaushalte sei hervorzuheben, dass das Haushaltsvo-
lumen im Amt 40 kaum zunehme. Die Belastung durch den Bereich Soziales steige 
erheblich von 29,9 Mio. EUR auf 32,5 Mio. EUR. Dabei werde noch angenommen, 
dass bei den Kosten der Unterkunft der Bund auch in 2024 zu 100 Prozent für die 
Bedarfsgemeinschaften aus der Ukraine erstattet. Der Bereich der Eingliederungs-
hilfe habe in den Jahren 2023 und 2024 erheblich an Haushaltsbelastung zuge-
nommen. 
 
Noch größer sei die Zunahme der Haushaltsbelastung im Jugendamt von 40,6 Mio. 
EUR auf 47,5 Mio. EUR. Hier zeige sich der wachsende Landkreis. Der Bau von 
Kindergärten und die zunehmende Umwandlung in Integrationsgruppen wirke sich 
aus. Die Hilfe für junge Volljährige steige von 6,4 Mio. EUR auf 10,1 Mio. EUR. Ne-
ben höheren Fallzahlen kommen höhere Entgelte der Träger hinzu. 
 
Im Teilhaushalt 80 erhöhe sich der Zuschussbedarf von 12,4 Mio. EUR auf 12,9 
Mio. EUR. Es werden hier 100 TEUR für die Einzelbetriebliche Förderung vorgese-
hen, die vom Investitionsansatz (bisher 400 EUR) abgezogen werden und für Miete 
bestimmt seien. Für den Stadtbus seien höhere Kosten vereinbart worden. Weitere 
Kosten verursache die landesbedeutsame Buslinie OM1 zwischen Cloppenburg und 
Vechta, die neu eingeführt werde. 
 
KTA Helmut Steinkamp fragt nach Befristungen für die neuen Stellen. 
 
KTA Matthias Windhaus sieht die Ist-Ausgaben in 2023 im Sozial- und Jugendbe-
reich als wichtige Planungsgröße an. 
 
KTA Dieter Rohnstock sieht in einer Kreisumlage von 38 Prozent eine zu große Be-
lastung für die Gemeinde Goldenstedt. Es müsse auf die Leistungsfähigkeit der 
Kommune abgestellt werden. 
 
Landrat Tobias Gerdesmeyer erläutert die Auffassung der Kreisverwaltung, dass 
eine Kreisumlage von 38 Prozent grundsätzlich erforderlich sei, um die Haushalts-
lage zu sichern. Für die Bemessung des Hebesatzes sei neben dem Bedarf des 
Kreishaushaltes aber auch auf die Finanzlage der Städte und Gemeinden abzustel-
len. Das Anhörungsverfahren werde von den Bürgermeisterinnen und Bürgermeis-
tern wahrgenommen. Im gemeinsamen Austausch sei seitens der Städte und Ge-
meinden mehrheitlich eine Erhöhung des Hebesatzes um 2 Punkte angeregt wor-
den. Aus Rücksicht auf die Haushaltslage der Kommunen und als Ergebnis eines 
Dialogprozesses zwischen Kommunen und Landkreis sieht Landkreis Tobias Ger-
desmeyer einen um drei Punkte angehobenen Hebesatz für 2024 als vertretbar an.   
 
Bis auf die Bereiche Soziales und Jugend sieht KTA Hubert Pille die Kostensteige-
rungen als moderat an und eine stabile Haushaltsentwicklung. Die Steigerung der 
Personalkosten falle angesichts der Tarifabschlüsse niedriger als erwartet aus. Den 
höheren Kosten in den Bereichen Soziales und Jugend könne sich der Landkreis 
nicht entziehen. Die Umlage des Bezirksverbandes für die Tierkörperbeseitigung 
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habe sich aufgrund Kostensteigerung um 570 TEUR erhöht. Im Bauordnungsamt 
gehen die Genehmigungsgebühren konjunkturell bedingt deutlich zurück. Weitge-
hend sei die Mehrbelastung nicht durch den Landkreis zu beeinflussen. Selbst ein 
Hebesatz von 38 Prozent bringe nach Abzug der Tilgung nur einen Einnahmeüber-
schuss von knapp 2 Mio. EUR bei einem Investitionsvolumen von 52 Mio. EUR. Das 
halte er nicht für vertretbar. Für die Haushaltslage der Kommunen sei zu berück-
sichtigen, dass deren Jahresabschlüsse mit dem Ist-Ergebnis deutlich besser aus-
fallen als das Plan-Ergebnis. 
 
Erster Kreisrat Hartmut Heinen erläutert die Aufwüchse im Sozial- und Jugendamt. 
Die Planungen beruhen auf den Ist-Zahlen des III. Quartales 2023, die bereits deut-
lich über Plan liegen. In jedem Jahr verzeichnen die Teilhaushalte erhebliche Stei-
gerungen. Bei den Ausgaben beruhen die Planungen auf vorliegende bzw. abzu-
schätzende Fallzahlen und anzunehmenden höheren Entgelten der Träger. Zur Kri-
senbewältigung habe das Land in 2022 und 2023 nicht vorhersehbare Sonderleis-
tungen gewährt. 
 
Für 2024 seien höhere Fallzahlen und höhere Entgelte der Träger zu berücksichti-
gen. Die Entgeltsteigerung sei bereits vorgegeben durch 10 Prozent Inflation und 
Übertragung der Tarifabschlüsse aus dem öffentlichen Dienst. Die Auswirkungen 
der Corona-Pandemie zeigen sich in Integrationshilfen und Therapieplätzen für hil-
febedürftige Jugendliche. Im Bereich der Pflege werde mit 900 TEUR Mehrausga-
ben gerechnet. 
 
Für die neuen Stellen erläutert Kreisrat Böckenstette, dass von den 18 Stellen sie-
ben mit KW-Vermerken (künftig wegfallend) versehen werden. In den Eckdaten 
werden die Baukosten für den Kreishausanbau nur mittelbar über Abschreibungen 
wiedergegeben. Die Baukosten werden im Investitionsplan nachgewiesen.  
 
Einen Hebesatz mit 37 Prozent unterstützt KTA Walter Goda. Vom Bedarf müssten 
es sechs Punkte mehr beim Hebesatz sein. Eine Steigerung des Hebesatzes um 
drei Prozent sieht er als Kompromiss an. Die notwendigen Infrastrukturprojekte des 
Landkreises, z.B. Schulen und Kreishausanbau müssen gedeckt werden. 
 
Kreisrat Holger Böckenstette stellt die Investitionsliste zu den Eckdaten vor. Für die 
Erweiterung der Elisabethschule werden 2 Mio. EUR in 2024 bereitgestellt. Für die 
Fortsetzung der Sanierung der Justus-von-Liebig-Schule seien 6,5 Mio. EUR einge-
plant. Für die Straßenbaumaßnahmen werden insgesamt neu 4,5 Mio. EUR statt 
bisher 3,6 Mio. EUR bereitgestellt. 
 
Für die Innensanierung des Gymnasiums Damme schlägt KTA Heiko Bertelt einen 
Beginn bereits in 2024 vor.  
 
Kreisrat Holger Böckenstette erwidert, die zeitliche Reihenfolge der anstehenden 
Hochbaumaßnahmen werde im Bau-, Struktur- und Umweltausschuss beraten.  
 
Landrat Tobias Gerdesmeyer erwidert auf den Einwand des KTA Peter Willenborg, 
die Ausgaben seien auffällig hoch, dass ein Haushaltsausgleich angesichts immer 
größer werdender Sozialausgaben für die Kommune immer schwieriger werde. 
 
KTA Matthias Windhaus sieht die Verschuldung des Landkreises als erhebliche 
Belastung an. Dabei seien die künftigen Ausgaben für die Krankenhäuser noch 
nicht eingeplant worden. 
 
KTA Matthias Windhaus beantragt, den Entwurf des Haushaltsplanes 2024 mit ei-
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nem Kreisumlagehebesatz von 36 Prozent aufzustellen. 
 
Erster Kreisrat Hartmut Heinen betont, dass im Landkreis eine gut ausgebaute An-
gebotsstruktur für Sozialleistungen und Jugendhilfe vorliege und dass diese Struktu-
ren zu erhalten seien. Von besonderer Bedeutung seien gerade die unterstützenden 
und präventiven Hilfen, die nachweisbar einem Anstieg der Hilfeempfängerzahlen 
vorbeugen. Die Bewilligungen z.B. von Schulassistenzleistungen oder die Vereinba-
rung von höheren Entgelten für Träger werde genau geprüft.  
 
KTA Hubert Pille trage einen um 3 Punkte höheren Hebesatz mit, auch wenn min-
destens vier mehr erforderlich seien. Freie Mittel für Investitionen ergeben sich dar-
aus nicht. Er beantragt den Entwurf des Haushaltsplanes 2024 mit einem Kreisum-
lagehebesatz von 37 Prozent aufzustellen. 
 
Stellvertretende Ausschussvorsitzende Simone Göhner lässt über den weiterge-
henden Antrag, den Entwurf des Haushaltsplanes 2024 mit einem Kreisumlagehe-
besatz von 37 Prozent aufzustellen, abstimmen. 
 
Sodann beschließt der Ausschuss mit Stimmenmehrheit bei 3 Enthaltungen: 
 

 „Der Landrat wird gebeten, auf Grundlage der vorgestellten Eckdaten den 
Entwurf des Haushaltsplanes 2024 mit einem Kreisumlagehebesatz von 37 
Prozent aufzustellen.“ 
 

  
 
 
Ende der Sitzung: 19:30 Uhr 
 
 
Vechta, 10.11.2023 
 
 
 
 
   
Gerdesmeyer 
Landrat 

 Kramer 
Protokollführer 
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